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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 26. —— 


(Nr. 5405.) Geſetz, betreffend die Abaͤnderung einiger Beſtimmungen der Allgemeinen ‚Ges 
werbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. Vom 22. Juni 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen z. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages fuͤr den Umfang der 
Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


Artikel J. 


In der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. werden 
die HH. 18. 21. 22. 49. 57. 71. bis 74. 172. 173. 174. und 176. in der 
Weiſe abgeaͤndert, daß an ihre Stelle die nachſtehenden, mit denſelben Num⸗ 
mern bezeichneten Paragraphen treten: 


e 8 


Juriſtiſche Perſonen des Auslandes duͤrfen, ſofern nicht durch Staats⸗ 
vertraͤge ein Anderes beſtimmt iſt, nur mit Erlaubniß der Miniſterien in Preu⸗ 
ßen ein ſtehendes Gewerbe betreiben. 

Hinſichtlich auslaͤndiſcher Unternehmer von Verſicherungsanſtalten, ſowie 
hinſichtlich auslaͤndiſcher Auswanderungsunternehmer bewendet es bei den be— 
ſtehenden Geſetzen. . 


H. 24. 


Derjenige, welchem der Betrieb eines beſtimmten Gewerbes durch richter⸗ 
liches Erkenntniß unterſagt worden iſt, bedarf zum Beginn des felbftftändigen 
Betriebes eines anderen verwandten Gewerbes der beſonderen Erlaubniß der 
Polizeiobrigkeit des Orts. Die Erlaubniß iſt zu verſagen, wenn durch den be⸗ 
d Gewerbebetrieb der Zweck des Straferkenntniſſes vereitelt wer⸗ 

en wuͤrde. ’ 

Dieſe Vorſchrift findet auch Anwendung auf die Ehefrauen ſolcher Per⸗ 

Jahrgang 1861. (Nr. 5405.) 60 ſonen, 


Ausgegeben zu Berlin den 15. Juli 1861. 
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ſonen, ihre noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden Kinder, ihre Dienſtboten 


und andere Mitglieder ihres Hausſtandes. 
n 


Wer den ſelbſtſtaͤndigen Betrieb eines Gewerbes anfangen will, muß zu— 
vor der Kommunalbehoͤrde des Orts Anzeige davon machen. 

Die Kommunalbehoͤrde hat dieſe Anzeige, wenn ſie nicht zugleich die 
Polizeiobrigkeit iſt, letzterer mit ihren etwanigen Bemerkungen zuzuſtellen. 

Außerdem hat, wer Verſicherungen fuͤr eine Mobiliar- oder Immobiliar⸗ 
Feuerverſicherungs-Anſtalt als Agent oder Unteragent vermitteln will, vor 
Uebernahme der Agentur, und derjenige, welcher dieſes Geſchaͤft wieder auf— 
giebt, oder welchem die Verſicherungsanſtalt den Auftrag wieder entzieht, in⸗ 
nerhalb der naͤchſten acht Tage der Polizeiobrigkeit ſeines Wohnortes davon 
Anzeige zu machen. 

§. 49. 


Denjenigen, welche Gifte feilhalten, Kammerjaͤgern, Pfandleihern, den⸗ 
jenigen, welche den Handel mit gebrauchten Kleidern, gebrauchten Betten oder 
gebrauchter Waͤſche, oder den Kleinhandel mit altem Metallgeraͤth oder Me⸗ 
tallbruch betreiben (Troͤdlern), oder mit Garnabfaͤllen, Enden oder Draͤumen 
von Seide, Wolle, Baumwolle oder Leinen handeln wollen, und Perſonen, 
welche auf öffentlichen Straßen und Plaͤtzen ihre Dienſte anbieten oder auf 
ſolchen Straßen und Plaͤtzen Wagen, Pferde, Saͤnften, Gondeln oder andere 
Transportmittel zu Jedermanns Gebrauch bereit halten wollen, iſt der Beginn 
des Gewerbebetriebes erſt dann zu geſtatten, wenn ſich die Behoͤrden von ihrer 
Zuverlaͤſſigkeit in Beziehung auf den beabſichtigten Gewerbebetrieb uͤberzeugt 
haben. Daſſelbe gilt hinſichtlich derjenigen, welche aus der Vermittelung von 
Geſchaͤften oder der Uebernahme von Aufträgen, namentlich aus der Abfaſſung 
ſchriftlicher Aufſaͤtze für Andere, ein Gewerbe machen, wohin jedoch die Agenten 
und Unteragenten fuͤr Verſicherungsanſtalten nicht zu rechnen ſind. a 
N Dieſe Erlaubniß iſt in den Staͤdten bei der Polizeiobrigkeit, auf dem 
Lande unter Vorlegung eines Atteſtes der Polizeiobrigkeit bei dem Landrath 
nachzuſuchen. 

§. 57. 


Die bisherigen Vorſchriften über den Betrieb des Pfandleih- und des 
Troͤdlergewerbes bleiben ferner in Kraft. Jedoch wird den Miniſterien vorbe⸗ 
halten, die in polizeilicher Hinſicht noͤthigen Abaͤnderungen oder Ergaͤnzungen 
zu treffen. Dieſelben find auch befugt, da, wo uͤber den Betrieb jener Ge⸗ 
werbe keine derartige Vorſchriften beſtehen, ſolche zu erlaſſen. 


.  Ade 


Die in den $$. 42. 43. 47. 50, 51. und 52. erwähnten Konzeſſionen, 
Approbationen und Beſtallungen, ſowie die Approbationen der Hebammen 


G. 450) 
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(H. 45.) koͤnnen von der Berwaltungsbehörde zuruͤckgenommen werden, wenn 
die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargethan wird, auf deren Grund ſolche ertheilt 
worden, oder wenn aus Handlungen oder Unterlaſſungen des Inhabers der 
Mangel der erforderlichen und bei Ertheilung der Konzeſſion u. ſ. w. voraus⸗ 
geſetzten Eigenſchaften klar erhellt. Inwiefern durch die Handlungen oder Un⸗ 
1e eine Strafe verwirkt iſt, bleibt der richterlichen Beurtheilung uͤber⸗ 
aſſen. 


H. 72. 


Ueber die Zuruͤcknahme der Konzeſſionen u. |. w. (§. 71.) entſcheidet die 
Regierung durch Plenarbeſchluß. Der Entſcheidung muß eine ſchriftliche Vor— 
unterſuchung und eine muͤndliche Verhandlung nach den folgenden naͤheren Be: 
ſtimmungen vorhergehen. 


H. 4 


Die Regierung verfuͤgt die Einleitung des Unterſuchungsverfahrens und 
ernennt den Unterſuchungskommiſſar. Sie iſt befugt, in dringenden Faͤllen die 
Ausuͤbung des Gewerbes entweder ſogleich oder im Laufe des Verfahrens zu 
ſuspendiren. 8 

In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Mittheilung der 
Anſchuldigungspunkte vorgeladen und, wenn er erſcheint, gehoͤrt; es werden die 
Zeugen eidlich vernommen und die zur Aufklaͤrung der Sache dienenden fonfti- 
gen Beweiſe herbeigeſchafft. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden durch einen von der 
Regierung ernannten Beamten wahrgenommen. 

Bei der Vernehmung des Angeſchuldigten und dem Verhoͤr der Zeugen 
iſt ein vereideter Protokollfuͤhrer zuzuziehen. 


H. 74. 


Nach Abſchluß der Vorunterſuchung überreicht der Beamte der Staats— 
anwaltſchaft der Regierung die Anſchuldigungsſchrift. Der Angeſchuldigte wird 
unter abſchriftlicher Mittheilung derſelben zu einer vom Regierungspraͤſidenten 
zu beſtimmenden Plenarſitzung zur muͤndlichen Verhandlung vorgeladen. Bei 
dieſer Verhandlung, welche in nicht oͤffentlicher Sitzung ſtattfindet, ſowie bei 
der Entſcheidung der Sache wird nach Vorſchrift der HH. 35. bis 39. und 31. 
des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, vom 
21. Juli 1852. (Geſ.⸗Samml. S. 465.) verfahren. Die Entſcheidung kann 
jedoch nur auf Zuruͤckweiſung der Anklage oder auf Zuruͤcknahme der Konzeſ— 
ſion u. ſ. w. lauten, ſoweit nicht der Regierung die Befugniß zur Feſtſetzung 
von Ordnungsſtrafen gegen den Angeſchuldigten ſonſt zuſteht. 

Gegen die Entſcheidung der Regierung ſteht dem Angeſchuldigten der 
Rekurs an das kompetente Miniſterium offen; der Rekurs muß jedoch bei Ver⸗ 
luft. deſſelben binnen zehn Tagen, von der Verkuͤndigung der Entſcheidung an 

gerechnet, angemeldet werden. . x 
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Das in den HH. 72. bis 74. bezeichnete Verfahren findet für Berlin 
und den Polizeibezirk von Charlottenburg bei der Regierung zu Potsdam ſtatt. 
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$. 172. 


Gegen jeden Gewerbetreibenden, der wegen eines vermittelſt Mißbrauchs 
ſeines Gewerbes begangenen Verbrechens oder Vergehens verurtheilt wird, 
kann zugleich auf den Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe dieſes 
Gewerbes fuͤr immer oder auf Zeit erkannt werden. 

Es muß auf dieſen Verluſt erkannt werden, wenn der Gewerbetreibende 
wegen eines ſolchen Verbrechens innerhalb der letzten fuͤnf Jahre ſchon einmal 
rechtskraͤftig verurtheilt worden iſt. i 


$. 173. 


Gegen jeden Gewerbetreibenden, welcher wegen Verletzung der den Be⸗ 
trieb ſeines Gewerbes betreffenden Vorſchriften wiederholt rechtskraͤftig verur⸗ 
theilt iſt, kann auf den Verluſt der Befugniß zum ſelbſtſtaͤndigen Betriebe ſei⸗ 
nes Gewerbes fuͤr immer oder auf Zeit erkannt werden. 

Es muß auf den Verluſt dieſer Befugniß fuͤr immer erkannt werden, 
wenn er wegen einer ſolchen Verletzung mit Zuchthausſtrafe beſtraft wird. 


§. 174. 


Die Befugniß zum Betriebe der in den HH. 42. 43. 47. 49. und 50. be⸗ 
zeichneten, ſowie aller derjenigen Gewerbe und Geſchaͤfte, zu deren Betreibung 
der Gewerbetreibende von der Obrigkeit beſonders verpflichtet worden iſt, er⸗ 
liſcht, wenn der Gewerbetreibende die buͤrgerliche Ehre verloren hat, oder wenn 
ihm die Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte auf Zeit unterſagt worden iſt, 
und zwar mit dem Tage der Rechtskraft des Straferkenntniſſes. 


§. 176. 


Wer ohne vorgaͤngige Anmeldung oder nach erfolgter Unterſagung ein 
Gewerbe beginnt oder fortſetzt, oder die im H. 22. erforderte An- oder Abmel⸗ 
dung einer übernommenen Feuerverſicherungs- Agentur unterlaͤßt, hat, inſofern 
nicht die ſtrengeren Strafen der $$. 177. 178. und 180. eintreten, eine Geld— 
buße bis zu funfzig Thalern oder im Unvermoͤgensfalle verhaͤltnißmaͤßige Ge— 
faͤngnißſtrafe verwirkt. 

Dieſe Strafe bleibt jedoch ausgeſchloſſen, wenn das Vergehen eine Steuer 
defraudationsſtrafe nach ſich zieht. 


Artikel II. 


Iſt bei Verkuͤndung dieſes Geſetzes ein Verfahren wegen Entziehung 
der in den Hh. 42. 43. 47. 50. 51. und 52. erwähnten Konzeſſionen, Appro⸗ 
ba⸗ 


Artikel III. 


Wo in den Geſetzen und insbeſondere in der Gewerbe⸗Ordnung ſelbſt bisher 
auf einen der im Eingange des Artikels J. bezeichneten Paragraphen hingewieſen 
iſt, bezieht dieſe Hinweiſung ſich fortan auf den Paragraphen in feiner vorſte— 
hend abgeaͤnderten Faſſung. 

Die HH. 67. und 68. der Verordnung vom 9. Februar 1849. (Geſetz⸗ 


Sammlung S. 93.); der $. 58. der Allgemeinen Gewerhe⸗Ordnung vom 17. 


Januar 1845.; die Beſtimmung des H. 345. zu 3. des Strafgeſetzbuchs vom 
14. April 1851., ſoweit dieſelbe den Handel mit Schießpulver betrifft; die HH. 7. 
bis 11. und die auf dieſe Paragraphen bezuͤgliche Beſtimmung im H. 29. des 
Geſetzes ber das Mobiliar-Feuerverſicherungsweſen vom 8. Mai 1837.; die 
HH. 3. und 4. und die auf dieſe Paragraphen bezuͤglichen Beſtimmungen in 
den HH. 5. 6. und 7. des Geſetzes, betreffend den Geſchaͤftsverkehr der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten vom 17. Mai 1853. und das Geſetz, betreffend den Handel 
mit Garnabfaͤllen ꝛc. vom 5. Juni 1852., treten außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 22. Juni 1861, 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Schleinitz. v. Patow. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Nr, 54055406.) (Nr. 5406.) 
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Einzugsgeld. 


(Nr. 5406.) Geſetz, betreffend das Einzugs⸗ und Einkaufsgeld in den Landgemeinden und 
den nach der Landgemeinde-Ordnung verwalteten Staͤdten der Provinz 
Weſtphalen. Vom 24. Juni 1861. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 1. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


De 


SA. 


Die Vorſchriften in dem $. 56. der Landgemeinde-Drdnung für die Pro⸗ 
vinz Weſtphalen vom 19. März 1856., wegen Erhebung eines Einzugsgeldes, 
eines Hausſtands⸗ oder Eintrittsgeldes und eines Einkaufsgeldes, werden hier 
durch 01 An Stelle derſelben treten nachſtehende Beſtimmungen 
(H. 2. bis 7.). 


H. 2. 


Die Landgemeinden und die nach der Landgemeinde⸗Ordnung verwalteten 
Städte find befugt, auf Grund von Gemeindebeſchluͤſſen, welche die Genehmi- 
gung der Regierung erhalten haben, die Entrichtung von 

1) Einzugsgeld bei Erwerb der Gemeindeangehoͤrigkeit (§. 2. der Landge⸗ 

meinde⸗Ordnung) und N 

2) Einkaufsgeld anſtatt oder neben einer jaͤhrlichen Abgabe fuͤr die Theil⸗ 
nahme an den Gemeindenutzungen (§. 53. Abtheilung I. Nr. 4. der 

Landgemeinde-⸗Ordnung) 


anzuordnen. 
K 
Das Einzugsgeld darf den Betrag von fuͤnf Thalern nicht uͤberſteigen. 
$. 4. 


Von der Zahlung des f hen kann die Geſtattung der Nieder⸗ 
laſſung und des ferneren Aufenthalts abhängig gemacht werden, mit Ausnahme 
derjenigen Faͤlle, wo 
1) der Zahlungspflichtige zur Zeit der erſten Zahlungsaufforderung bereits 
den Unterſtuͤtzungswohnſitz (H. 1. des Geſetzes über die Armenpflege vom 
31. Dezember 1842. und Artikel 1. des Geſetzes vom 21. Mai 1855.) 
erworben hat, oder 
2) bei eingetretener Huͤlfsbeduͤrftigkeit keine andere zur Aufnahme des Ar: 
men verpflichtete Gemeinde (Gutsbezirk) vorhanden iſt. 


An der Verpflichtung des Landarmenverbandes wird nichts geaͤndert. 
$. 5. 


Befreit vom Einzugsgelde find: 


1) Perſonen, welche durch Ehe, Blutsverwandtſchaft, Stiefverbindung oder 
Schwaͤgerſchaft zur Familie und zugleich auch zum Hausſtande eines 
Hausherrn oder einer ſelbſtſtaͤndig einen Hausſtand führenden Hausfrau 
gehoͤren, oder ſolchem Hausſtande dauernd ſich anſchließen; 

2) Perſonen, welche einen von ihnen aufgegebenen Wohnſitz in derſelben 


Gemeinde innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren nach ihrem Weg⸗ 
zuge aus derſelben wieder ergreifen; 


3) die unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, die Lehrer und die 


Geiſtlichen, welche gemaͤß dienſtlicher Verpflichtung ihren Wohnſitz in 
der Gemeinde nehmen; 5 

4) Militairperſonen, die zwoͤlf Jahre im aktiven Dienſtſtande ſich befunden 
haben, bei der erſten Niederlaſſung, ſowie die unter Nr. 3. genannten 
Perſonen bei der erſten Verlegung des Wohnſitzes nach ihrem Ausſchei⸗ 
den aus dem aktiven Dienſte. 


H. 6. 
Die Verpflichtung zur Zahlung des Einkaufsgeldes, ſowie der demſelben 


entſprechenden jaͤhrlichen Abgabe ruht, ſo lange auf die Theilnahme an den 
Gemeindenutzungen verzichtet wird. 


H. 


Einkaufsgeld. 


Hinſichtlich der Verjährung und der Reklamationen findet das Geſetz Allgemeine Ber 
vom 18. Juni 1840., jedoch nur mit der Maaßgabe Anwendung, daß' die nicht ennie 


zur Hebung geſtellten Einzugs- oder Einkaufsgelder erſt in zwei Jahren nach 
Ablauf desjenigen Jahres, in welchem die Zahlungsverbindlichkeit entſtanden 
iſt, verjaͤhren. 


Das Geſetz vom 11. Juli 1822., ſowie die Kabinetsorder vom 14. Mai 
1832. ſind auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 


H. 8. 


Die auf Grund des aufgehobenen $. 56. der Landgemeinde-Ordnung 
vom 19. Maͤrz 1856. erlaſſenen oder aͤlteren noch geltenden Inſtruktionen und 
Gemeindebeſchluͤſſe bleiben in Kraft, ſoweit fie den Beſtimmungen dieſes Ge— 
ſetzes nicht widerſprechen. 


Ein Eintritts- oder Hausſtandsgeld darf nicht mehr erhoben werden. 


(Nr. 5406-5407.) Ur: 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ : 
tem Königlichen Inſiegel. a 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 24. Juni 1861. 


| (L. S.) Wilhelm. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Nr. 5407.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 22. Juni 1861., die Geneh⸗ 
migung der Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung „Berg- 
bau⸗Aktiengeſellſchaft Hellweg“ mit dem Domizil zu Unna im Regie 
rungsbezirk Arnsberg und Beſtaͤtigung ihrer Statuten betreffend. Vom 
3. Juli 1861. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 22. Juni 
d. J. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung „Bergbau⸗ 
Aktiengeſellſchaft Hellweg“ mit dem Domizil zu Unna im Regierungsbezirk Arns⸗ 
berg zu genehmigen und die durch notariellen Akt vom 11. Mai d. J. feſtge⸗ 
ſtellten und verlautbarten Geſellſchaftsſtatuten zu beſtaͤtigen geruht, was hier⸗ 
durch nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 
9. November 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, 
daß der Allerhöchfte Erlaß nebſt Statuten durch das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden wird. 


Berlin, den 3. Juli 1861. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 5 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


